Tarifpluralismus oder Tarifeinheit: Welche Folgen sind für die Tarifpolitik zu erwarten? by Wolfgang Franz & Norbert Berthold






Unabhängig davon, zu welchem Tariflohn-
abschluss die Deutsche Bahn AG und die
Gewerkschaft der Lokführer (GDL) kom-
men werden, hat die Auseinandersetzung
der beiden Kontrahenten ein grundsätz-
liches Thema ins Blickfeld gerückt, näm-
lich das Spannungsverhältnis zwischen
Tarifpluralität und Tarifeinheit. Tarifeinheit
bedeutet, dass in einem Unternehmen nur
ein Tarifvertrag gilt, während bei Tarifplu-
ralität mehrere Gewerkschaften für diesel-
ben Regelungstatbestände zuständig
sind.
Die Brisanz des Themas liegt darin be-
gründet, dass es zwei gegensätzliche Ge-
sichtspunkte zu berücksichtigen gilt, sich
mithin eine Dilemmasituation ergibt. Zum
einen ist es erforderlich, die juristische
Sichtweise zu beachten, wonach das
Grundgesetz die Tarifpluralität schützt.
Zum anderen spricht aber aus der öko-
nomischen Perspektive vieles für das Prin-
zip der Tarifeinheit. 
Pro Tarifpluralität: 
Das Grundgesetz
Die Deutsche Bahn AG beruft sich auf den
»Grundsatz der Tarifeinheit« und weigert
sich (bisher), mit der GDL einen eigenen
Tarifvertrag abzuschließen, teilweise un-
ter Anrufung der Arbeitsgerichte.
Das Tarifvertragsgesetz kennt einen sol-
chen Grundsatz der Tarifeinheit nicht.
Wohl aber wurde dieser seinerzeit vom
Bundesarbeitsgericht entwickelt, stellt
mithin »Richterrecht« dar. Das Bundes-
arbeitsgericht war der Auffassung, dass
selbst bei Tarifpluralität für ein Unterneh-
men nur ein Tarifvertrag anzuwenden sei,
nämlich der »speziellere«, also der enge-
re, orts- oder sachnähere Tarifvertrag. Die-
ses richterrechtliche Konstrukt erfährt aber
in der juristischen Literatur fast einhellig
Ablehnung und Kritik (vgl. Rüthers 2007).
Selbst das Bundesarbeitsgericht hat sich
in Folgeentscheidungen diesbezüglich zu-
rückhaltend geäußert. In der Tat verstößt
ein solcher Grundsatz gegen eine funda-
mentale Bestimmung unserer Verfassung.
Gemäß Artikel 9 Absatz 3 Grundgesetz
ist die Koalitionsfreiheit für jedermann und
– wie es ausdrücklich heißt – für alle Be-
rufe garantiert. Eine Tarifeinheit entzöge
damit einer konkurrierenden Gewerk-
schaft ein Grundrecht. Ihre Mitglieder be-
säßen keinen Tarifschutz mehr, weder den
des eigenen Tarifvertrages, weil dieser kei-
ne Wirksamkeit erlangen würde, noch den
des obsiegenden Tarifvertrages, denn die-
ser würde nicht für sie gelten.
Der Anspruch der GDL auf einen eige-
nen Tarifvertrag beruht mithin auf dem Ko-
alitionsgrundrecht des Grundgesetzes.
Bei einem Organisationsgrad von rund
75% ist die GDL eine tariffähige Gewerk-
schaft, während die Konkurrenzgewerk-
schaften hinsichtlich dieser Berufsgruppe
nur eine Minderheit vertreten. Ähnliches
gilt übrigens für die Spartengewerkschaf-
ten der Pilotenvereinigung »Cockpit«, der
Flugbegleiter »Unabhängige Flugbegleiter
Organisation« und im Bereich der Medi-
zin für den »Marburger Bund«. Sie haben
seinerzeit ebenfalls zu Arbeitskampfmaß-
nahmen aufgerufen, deren Rechtmäßig-
keit von gerichtlicher Seite nicht bestrit-
ten wurde. Die Großgewerkschaften be-
die Tarifpolitik zu erwarten?
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fürworten naheliegenderweise eine Tarifeinheit, denn sie
möchten die mit einer Tarifpluralität einhergehende Macht-
frage unter dem Deckmantel einer Tarifeinheit lieber zu ih-
ren Gunsten entschieden sehen.
Kontra Tarifpluralität: 
Ökonomische Konsequenzen
Aus ökonomischer Sicht gibt es eine Reihe von guten Grün-
den, die für eine Tarifeinheit sprechen. Zum einen sind bei
Tarifpluralität höhere Tariflohnabschlüsse zu befürchten, zum
anderen bringt eine Tarifpluralität erhebliche Probleme in der
betrieblichen Praxis mit sich.
Es gehört nicht viel Phantasie dazu, sich vorzustellen, wie
konkurrierende Gewerkschaften einer Berufsgruppe danach
trachten werden, sich per Lohnüberbietungswettlauf gegen-
seitig Mitglieder abzuwerben. Denn mit Bescheidenheit hät-
ten sie wenig Erfolg. Vielmehr werden sich Gewerkschaften
mit Forderungen und Nachforderungen gegenseitig hoch-
schaukeln. Die Geschäftsleitung des Unternehmens steht
dann vor der Notwendigkeit, bereits vereinbarte Tariflöhne
nachträglich aufzubessern, weil eine der Gewerkschaften
dies gegebenenfalls per Streik durchsetzt. Diese intuitiv plau-
sible Sichtweise wird durch die industrieökonomische Lite-
ratur bestärkt, die sich allerdings meistens auf den Güter-
markt bezieht. Das dort analysierte strategische Verhalten
von Duopolisten, die komplementäre (statt substitutive) Gü-
ter anbieten, führt zu eher höheren Preisen als im Fall eines
Monopolisten. Mit anderen Worten, ein Monopolist ist im
Vergleich zu einer Wettbewerbssituation schon schlimm ge-
nug, aber noch schlimmer sind Duopolisten (vgl. Tirole 1990,
174 ff.). Soweit auf den Arbeitsmarkt übertragbar, trifft dies
insbesondere auf einzelne Berufsgruppen mit Schlüsselfunk-
tionen im Betriebsablauf zu, wie etwa Lokführer, Piloten
und Ärzte. Eine im Vergleich zur Anzahl aller Beschäftigten
in dem betreffenden Unternehmen winzige Minderheit kann
mit Hilfe eines unverhältnismäßig kostspieligen Streiks ihre
speziellen Forderungen zu Lasten der überwältigenden Mehr-
heit und der Gesamtwirtschaft durchsetzen. Das kann nicht
Sinn einer Tarifautonomie sein.
Hinzu kommen Probleme der praktischen Handhabbarkeit
in der betrieblichen Praxis. Der Arbeitgeber müsste bei Ta-
rifpluralität die Gewerkschaftszugehörigkeit seiner Arbeit-
nehmer in Erfahrung bringen. Dies ist ihm rechtlich versagt
und wäre zudem sehr riskant, weil Diskriminierungsklagen
etwa auf der Basis des Allgemeinen Gleichbehandlungsge-
setzes vorhersehbar sind, wenn etwa der Arbeitnehmer Mit-
glied einer beim Arbeitgeber besonders unbeliebten Gewerk-
schaft ist und geltend macht, aus diesem Grund benach-
teiligt worden zu sein. Da des Weiteren zahlreiche Arbeits-
verträge eine Bezugnahmeklausel auf einen Tarifvertrag ent-
halten, müsste für jeden Einzelfall geklärt werden, welcher
Tarifvertrag maßgeblich ist und welche Regelung gelten soll,
wenn der Arbeitnehmer die Gewerkschaft wechselt. Zu be-
achten ist ferner, dass Tarifverträge Abmachungen über Ar-
beitszeiten, Pausen und Urlaub enthalten. Bei mehreren
Tarifverträgen im selben Unternehmen kann dies zu erheb-
lichen Problemen bei den Produktionsabläufen führen. Be-
triebliche Bündnisse oder Öffnungsklauseln müssten nach
Tarifverträgen differenziert werden. Schließlich läuft das Un-
ternehmen Gefahr, sich des Öfteren in Tarifverhandlungen
zu befinden, da eine zeitliche Synchronisation der Tarifver-
träge nicht erzwingbar ist und bei den konkurrierenden Ge-
werkschaften auf wenig Gegenliebe stoßen dürfte. Damit
näherten wir uns hierzulande den Verhältnissen an, wie sie
seinerzeit im Vereinigten Königreich gang und gäbe waren.
Der Planungssicherheit jedenfalls dient das nicht.
Bundesarbeitsgericht senkt Hemmschwelle 
für Streiks
Da Tarifpluralität grundgesetzlich geschützt ist, kommt es
darauf an, ihre nachteiligen ökonomischen Konsequenzen
möglichst zu begrenzen, insbesondere die Durchsetzung
von Partikularinteressen mit Hilfe besonders kostspieliger
Streiks. Allerdings erweist sich hier die höchste Arbeitsge-
richtsbarkeit als wenig hilfreich, eher ist das Gegenteil zu
konstatieren.
Nur schwer kann man sich des Eindrucks erwehren, das Ul-
tima-Ratio-Prinzip sei beim Bundesarbeitsgericht in Verges-
senheit geraten. Es besagt, dass vor Arbeitskampfmaßnah-
men sämtliche zumutbaren Möglichkeiten einer friedlichen
Einigung ausgeschöpft worden sein müssen. Jedoch hat
das Bundesarbeitsgericht die Hemmschwelle für Streiks
deutlich gesenkt, wovon zwei Urteile aus dem Jahr 2007
beredt Zeugnis ablegen, von früheren Entscheidungen bei-
spielsweise zur Zulässigkeit von Warnstreiks ganz abgese-
hen. Im ersten Urteil vom April 2007 wurden Arbeitskämp-
fe um Sozialplanmaßnahmen im Rahmen von betrieblichen
Umstrukturierungen für zulässig erklärt, also Arbeitskämp-
fe zwecks Verhinderung von Standortentscheidungen eines
Unternehmens. Die zweite Fehlentscheidung erfolgte kurz
darauf im Juni 2007, als Sympathiestreiks (»Solidaritäts-
streiks«) ebenfalls für grundsätzlich zulässig erklärt wurden.
Bei einem Sympathiestreik streiken die Arbeitnehmer nicht
für einen eigenen Tarifvertrag, sondern unterstützen den
Arbeitskampf bei einem anderen Unternehmen. Das durch
den Sympathiestreik bestreikte Unternehmen wird praktisch
in »wirtschaftliche Geiselhaft« genommen, denn es kann sich
noch nicht einmal durch Zugeständnisse gleich welcher Art
wehren (vgl. Bauer 2007).
Daraus folgt, dass der Gesetzgeber sich schleunigst des Ar-
beitskampfrechts annehmen sollte, um ein Arbeitskampfge-
setz zu konzipieren und zu verabschieden, das die Schwä-
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chung des Ultima-Ratio-Prinzips durch das Bundesarbeits-
gericht rückgängig macht.
Alternative Konfliktlösungsstrategien
Neben der Formulierung eines Arbeitskampfrechts, welches
den Belangen nicht nur der Arbeitnehmer, sondern auch
wieder der Unternehmen jeweils angemessen Rechnung
trägt, sollte der Gesetzgeber tarifvertragsgesetzlich veran-
kern, dass jeder Tarifvertrag Regelungen für ein funktions-
tüchtiges Schlichtungsverfahren enthalten muss. Ein sol-
ches fehlt bei den Auseinandersetzungen zwischen der Deut-
sche Bahn AG und der GDL, die Herren Biedenkopf und
Geißler waren lediglich »Moderatoren«. Zu prüfen wäre dar-
über hinaus, inwieweit beispielsweise für Versorgungsbe-
triebe ein Schlichtungsverfahren mit Unterwerfungszwang
rechtlich statthaft ist.
Ferner könnte sich der Gesetzgeber die Erfahrungen ande-
rer Länder im Hinblick auf die Eindämmung von Streiks zu-
nutze machen. So schlägt der Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung bei-
spielsweise vor zu prüfen, ob und inwieweit eine in den Ver-
einigten Staaten bestehende Möglichkeit, Streiks für eine
Zeitlang auszusetzen, hierzulande ins Blickfeld genommen
werden kann (vgl. Sachverständigenrat 2007, Ziffer 556).
Gemäß dem »Labor Management Relations Act« aus dem
Jahr 1947 – besser als »Taft-Hartley Labor Act« bekannt –
kann der Präsident der Vereinigten Staaten in einem gesetz-
lich festgelegten Verfahren und unter bestimmten Voraus-
setzungen aufgrund einer »cooling-off provision« eine Ab-
kühlungsphase vor Arbeitskampfmaßnahmen von insge-
samt maximal 80 Tagen verordnen (vgl. Borjas 1996, 384).
Auf hiesige Gegebenheiten übertragen könnte dies analog
zu dem Verfahren einer Allgemeinverbindlicherklärung gere-
gelt werden. Naheliegenderweise käme eine solche ver-
ordnete Abkühlungsphase nur bei schweren Schäden eines
drohenden Arbeitskampfes in Frage und am ehesten bei
Versorgungsbetrieben. 
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Lokführer, Flächentarife und 
Verteilungskämpfe
Die Welt des Korporatismus ist schon lange nicht mehr heil.
Sein Herzstück, der Flächentarif, löst sich auf. Die Branchen
marschieren lohn- und tarifpolitisch immer seltener im Gleich-
schritt. Auch die Unternehmen einer Branche wollen immer
öfter eigene Wege gehen. Noch einen Schritt weiter gehen
die Lokführer. Wie Piloten, Ärzte und Fluglotsen vor ihnen,
wollen sie im Unternehmen nicht mehr mit den anderen Ar-
beitnehmern über einen Kamm geschoren werden. Dem ge-
meinsamen Tarifvertrag, den die Bahn mit den beiden kon-
kurrierenden Gewerkschaften geschlossen hat, wollen sie
sich nicht anschließen. Sie fordern einen eigenständigen,
und sie werden ihn auch bekommen. 
Diese Entwicklung ist zwangsläufig und unumkehrbar. Der
Grund liegt auf der Hand: Die Zeit der relativ homogenen
wirtschaftlichen Entwicklung ist vorbei: Branchen, Unterneh-
men und Arbeitnehmer werden heterogener. Stark unter-
schiedliche Entwicklungen von Branchen machen die Pi-
lotfunktion von Flächentarifen obsolet. Divergierende Ent-
wicklungen der Unternehmen einer Branche erfordern viel
stärker dezentrale betriebliche Lösungen. Damit nicht ge-
nug: Die steigende Heterogenität der Arbeitnehmer stellt das
Prinzip der Tarifeinheitlichkeit in Unternehmen in Frage. Das
alte institutionelle Arrangement, das viel zu viel über einen
Kamm schert, passt nicht mehr. Institutioneller Mismatch
ist unvermeidlich. 
Der Klassenkampf fällt aus
Eine veränderte ökonomische Realität erzwingt über kurz
oder lang ein neues institutionelles Arrangement. Gegen das
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ökonomische Gesetz hat (verbands-)politische Macht kei-
ne Chance. Das hat der österreichische Ökonom und Fi-
nanzminister Eugen von Böhm-Bawerk schon 1914 erkannt.
Die Lokführer tun gerade alles, den institutionellen Wandel
zu beschleunigen. Damit ändert sich aber auch der Kampf
der wirtschaftlichen Akteure um die Anteile am Sozialpro-
dukt. Der Verteilungskampf der Zukunft findet weniger zwi-
schen Arbeit und Kapital statt. Er spielt sich immer mehr in
der Gruppe der Arbeitnehmer ab. Dort werden Arbeitneh-
mer unterschiedlicher Qualifikationen um möglichst große
Stücke am volkswirtschaftlichen Kuchen kämpfen. 
Der Kampf zwischen Arbeit und Kapital tritt in den Hinter-
grund. Mit dem Fall des Eisernen Vorhangs und weltweit
offeneren Gütermärkten hat sich das Arbeitsangebot auf der
Welt vervielfacht. Vor allem der Eintritt von China und Indien
in die internationale Arbeitsteilung hat die Entwicklung we-
sentlich beeinflusst. Arbeit gibt es im Überfluss, Kapital bleibt
relativ knapp. Der relative Preis des Kapitals steigt, der re-
lative Preis der Arbeit sinkt. Die Macht auf den Arbeitsmärk-
ten verschiebt sich zugunsten des Kapitals. Im Kampf um
die Stücke am Sozialprodukt gerät Arbeit auf die Verlierer-
straße. Ein erster Anhaltspunkt für veränderte Machtverhält-
nisse ist die seit Anfang der achtziger Jahre in allen OECD-
Ländern sinkende Lohnquote. 
Der Klassenkampf zwischen Arbeit und Kapital fällt aus,
zumindest im privaten Sektor. Gewerkschaften verlieren wei-
ter an Boden, amerikanische Verhältnisse halten Einzug. Ab-
gesagt ist der Verteilungskampf damit noch nicht. Schau-
platz könnte der öffentliche Sektor werden. Dort tobt we-
der auf Güter- und Dienstleistungs- noch Arbeitsmärkten
der Wettbewerb. Solche Verhältnisse sind aber ein Eldora-
do für die Jagd von Interessengruppen nach ökonomischen
Renten. Es drohen französische und italienische Verhältnis-
se. Der Verteilungskampf richtet sich zwar formal gegen
die Arbeitgeber. Tatsächlich ist es aber ein Kampf gegen
die Steuerzahler. Bei mangelndem Steuerwettbewerb und
interregionaler Umverteilung könnte er langwierig und teu-
er werden. 
Neue Verteilungskämpfe
Um möglichst große Stücke am Kuchen wird auch in Zu-
kunft gekämpft werden. Die Schlachtordnung wird allerdings
eine andere sein. Das Bild, das eine sinkende Lohnquote
zeichnet, ist schief. Richtig ist, der Anteil wenig qualifizierter
Arbeit am Volkseinkommen geht zurück, entweder durch re-
lativ geringere Löhne oder überdurchschnittliche Arbeitslo-
sigkeit. Wahr ist aber auch, qualifizierte Arbeit sichert sich
ein größeres Stück am gesamtwirtschaftlichen Kuchen. Glo-
balisierung und neue Informations- und Kommunikations-
technologie begünstigen qualifizierte Arbeit. Beide erhöhen
die Nachfrage nach gut ausgebildeter Arbeit. Wie Realka-
pital wird auch qualifizierte Arbeit knapp, ihre Verhandlungs-
position bessert sich, ihr relativer Preis steigt, ihr Anteil am
Volkseinkommen nimmt zu. 
Davon profitieren besonders Arbeitnehmer, die in Unterneh-
men an Schnittstellen der Infrastruktur sitzen. Das gilt etwa
für Ärzte, Piloten, Fluglotsen, aber auch Lokführer. Sind mög-
liche Zuwächse an Einkommen dieser Gruppen hoch ge-
nug, wird die Solidarität mit anderen Arbeitnehmern auf ei-
ne harte Probe gestellt. Was für Arbeitnehmer in unterschied-
lich ertragreichen Branchen und Unternehmen gilt, trifft auch
für unterschiedlich qualifizierte Arbeitnehmer in Unterneh-
men zu. Wirtschaftlich heterogenere Unternehmen und Ar-
beitnehmern erodieren nicht nur Flächentarife, sie tragen
auch mit dazu bei, dass Arbeitnehmer ihre individuell unter-
schiedlichen Möglichkeiten nutzen, Einkommen zu erzie-
len. Die Vorteile liegen bei den besser Qualifizierten, sie sub-
ventionieren einfache Arbeit weniger. 
Damit verlagert sich der Kampf um die Anteile am Volksein-
kommen stärker in die Gruppe der Arbeitnehmer. Qualifizier-
te Arbeit ist immer weniger bereit, einfache Arbeit zu sub-
ventionieren. Hohe mögliche Zuwächse an Einkommen stei-
gern den Preis, den qualifizierte Arbeit bei einer Politik der
Tarifeinheit bezahlen muss. Kein Wunder, dass bestimmte
Berufsgruppen, wie etwa die Lokführer, diesen Preis nicht
mehr zahlen wollen. Und sie haben die besseren Trümpfe
in der Hand. Das Ergebnis ist eine ungleichere Verteilung der
Arbeitseinkommen. Qualifiziertere Arbeit gewinnt, einfache
Arbeit verliert relativ zur qualifizierten. Einfache Arbeit verliert
sogar absolut, wenn der Kuchen, der zu verteilen ist, nicht
oder kaum mehr wächst. 
Steigende Transaktionskosten
Diese Entwicklung ist vor allem technologiegetrieben, sie
lässt sich nicht aufhalten. Weltweit offenere Güter- und
Faktormärkte beschleunigen sie noch. Gewinner sind Ar-
beitnehmer an den Schnittstellen immer filigranerer Wert-
schöpfungsnetzwerke. Ihnen fallen die »windfall profits«
veränderter Produktionsbedingungen zu. Das gegenwär-
tige institutionelle Arrangement passt nicht mehr, auch die
Tarifeinheit in den Unternehmen steht zur Disposition. Die
Arbeitgeber müssen zwar nicht ständig, aber doch öfter
als heute, mit verschiedenen Gruppen von Arbeitnehmern
über Löhne, Tarife und Arbeitsbedingungen verhandeln.
Diese Kosten der institutionellen Anpassung an die »neue«
Welt sind nicht trivial, der Nettogewinn des Wandels ist
dennoch positiv. 
Das institutionelle Arrangement zwickt noch an einer an-
deren Stelle. Eine geringere Fertigungstiefe und eine ab-
gespeckte Lagerhaltung verstärken arbeitsteilige Wert-
schöpfungsnetzwerke. Die Produktion wird störanfälliger,
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Dominoeffekte werden stärker. Damit fällt Berufsgruppen
in Schlüsselpositionen noch mehr Macht zu. Mit relativ
geringem Aufwand können sie eine große Wirkung erzie-
len. Die Versuchung steigt, sich Sondervorteile zu verschaf-
fen. Leidtragende können Arbeitgeber, aber auch die üb-
rige Belegschaft sein. Noch wissen die Mehrheit der Ar-
beitnehmer und ihre Gewerkschaften nicht recht, wie sie
auf diese Entwicklung reagieren sollen. Für die Arbeitge-
ber allerdings ist die Sache klar. Sie fordern eine grundle-
gende Reform des Arbeitskampfrechts. Die Rufe nach hö-
heren Schwellen für Streiks werden lauter. Manche gehen
noch weiter. Eine 5%-Hürde bei der Anerkennung von Ge-
werkschaften soll als Sperrriegel gegen Kleingewerkschaf-
ten dienen. 
Ein Blick in die Realität zeigt, die Bäume der Marktmacht
wachsen nicht in den Himmel. Seit Anfang der achtziger Jah-
re gehen die Arbeitskampfaktivitäten in den meisten OECD-
Ländern stetig zurück. Die durch Streiks verlorenen Arbeits-
tage streuen zwar zwischen den Ländern, der Rückgang
ist aber gravierend. Mit dem Arbeitskampfvolumen hat sich
auch die Streikdauer verkürzt, während sich die Zahl der
Streikenden wenig verändert hat. Ein wichtiger Grund für
diese Entwicklung ist der intensivere Wettbewerb auf Güter-
und Faktormärkten. Wer bei Streiks über die Stränge schlägt,
gefährdet die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Un-
ternehmen. Der Wettbewerb auf offenen Märkten ist ein wirk-
sames Entmachtungsinstrument. 
Kampfgemeinschaften
Der Verlust der Tarifeinheit in Unternehmen ist nicht der Un-
tergang des Abendlandes. Die Ungleichheit in den Einkom-
men zwischen den Gruppen von Arbeitnehmern in den Un-
ternehmen wird sich in Grenzen halten. Dafür sorgt schon
der Wettbewerb auf Güter- und Kapitalmärkten. Unterneh-
men, die harter Konkurrenz ausgesetzt sind, können nur
überleben, wenn sie als Kampfgemeinschaft auftreten. Wie
wettbewerbsfähig Unternehmen sind, hängt auch davon ab,
ob die Arbeitnehmer miteinander oder gegeneinander agie-
ren. Kapital ist nicht nur auf Arbeit angewiesen, um Erfolg
zu haben, auch Arbeit ist voneinander abhängig. Die Lok-
führer können ohne das Begleitpersonal in Zügen, die Stel-
lenwärter, die Logistikplaner etc. nicht erfolgreich sein. Zu
große interne Einkommensunterschiede schaden der Pro-
duktivität. Ein anhaltender Verteilungskampf der Arbeitneh-
mer schwächt die unternehmerische Wettbewerbsfähigkeit.
Der Versuch besser Qualifizierter, sich ein größeres Stück
aus dem Kuchen des Unternehmens herauszuschneiden,
gerät zum Drahtseilakt. 
Es spricht vieles dafür, dass Arbeit und Kapital in Unter-
nehmen künftig stärker als Kampfgemeinschaft auftreten.
Das stärkt die unternehmensinterne Solidarität, mindert die
Verteilungskämpfe, begrenzt die unternehmensinterne Un-
gleichheit der Einkommen und vergrößert den zu verteilen-
den Kuchen. Die Chancen steigen, dass die Einkommen
einfacher Arbeit real steigen. Betriebliche Bündnisse für Ar-
beit werden die Regel. Das dürfte auch eine der wenigen
Chancen der Gewerkschaften sein, als Interessenvertre-
tung der Arbeitnehmer in Zukunft einen Fuß auf den Bo-
den zu bekommen. Leicht wird ihnen das nicht fallen, müs-
sen sie doch nun stärker dezentral agieren. Den Kampf ge-
gen die Aufhebung der betrieblichen Regelungssperre 
(§ 77,3 BetrVG) werden sie einstellen. Die Stimmen klei-
nerer Gruppen finden eher Gehör, passgenauere Lösun-
gen werden eher möglich. 
Das alles gilt im öffentlichen Sektor nur eingeschränkt. Dort
scheint der solidarisierende Effekt des Wettbewerbs weit-
gehend zu fehlen. Der Wettbewerb auf den Absatzmärk-
ten ist eher bescheiden. Das Angebot schafft sich seine
Nachfrage, der bürokratische Dschungel wird aufgefors-
tet. Der Druck auf Arbeit und Kapital, gemeinsam gegen
Konkurrenten aufzutreten, baut sich kaum auf. Kampfge-
meinschaften von Arbeit und Kapital bilden sich nicht. Je-
der ist sich selbst der nächste. Mächtigere Gruppen neh-
men sich ein größeres Stück des Kuchens, auch in der
Hoffnung, dass die Politik den Kuchen vergrößert. Tut sie
das aber bei immer knapperen finanzieller Kassen nicht,
fallen die Stücke für die anderen kleiner aus. Die Vertei-
lungskämpfe zwischen Arbeitnehmern werden im öffentli-
chen Sektor heftiger ausfallen. 
Wettbewerb der Interessengruppen
Die Aktionen der Lokführer zeigen noch etwas anderes.
Der Wettbewerb der Interessengruppen der Arbeitnehmer
in den Unternehmen wird schärfer. Schon heute konkurrie-
ren in großen Unternehmen, die wie etwa Thyssen keinen
klaren Bezug mehr zu einer Branche aufweisen, die IG BCE,
ver.di und die IG Metall um die Arbeitnehmer. Der Wettbe-
werb um diese wird aber nicht nur zwischen Gewerkschaf-
ten härter. Auch auf der Ebene der Betriebsräte treten neue,
nicht gewerkschaftlich organisierte Konkurrenten immer öf-
ter erfolgreich auf. Sie jagen den im DGB organisierten Be-
triebsräten schon seit längerem stetig Marktanteile ab. Die-
ser Wettbewerb um die Vertretung der Interessen der Ar-
beitnehmer wird sich weiter intensivieren. 
Diese Entwicklung ist positiv: Wettbewerb kann es nie ge-
nug geben. Das gilt auch auf dem Markt für Interessen-
gruppen. Es entwickelt sich ein Wettbewerb der Ideen. Erst
Wettbewerb mischt das Geflecht der Arbeitsbeziehungen
auf und führt zu passgenaueren Lösungen. Das gilt für Ar-
beitszeiten, Einkommen, Qualifizierung, aber auch Beteili-
gung der Arbeitnehmer. Es gibt keinen Grund, diesen Wett-
bewerb zu unterbinden. Zwar ist er nicht im Interesse der
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Insider auf dem Markt für Interessengruppen, aber Arbeit-
nehmer und Unternehmen profitieren davon. Auch auf die-
sem Markt ist Wettbewerb ein gutes Instrument der Ent-
machtung. Er schleift bestehende Monopole und das ist
auch gut so. 
Von dieser Entwicklung bleiben auch die Verbände nicht ver-
schont. Der Wettbewerb zwischen ihnen wird härter. Arbeit-
geberverbände, die siamesischen Zwillinge der Gewerk-
schaften, werden einen Teil ihres angestammten Terrains
verlieren, sie konkurrieren intensiver mit Industrieverbänden.
Dieser Prozess ist in vollem Gang. Arbeitgeberverbände oh-
ne Tarifbindung schießen wie Pilze aus dem Boden. Ein
härterer Wettbewerb zwischen den Verbänden und Mitglie-
derverluste verringern den Einfluss auf die Politik. Die Hoff-
nung steigt, dass sich die Politik aus der beschäftigungs-
politischen Geiselhaft des alten Tarifkartells befreien kann.
Eine wettbewerblichere, beschäftigungsfreundlichere Ar-
beitsmarktordnung wird wahrscheinlicher.
Fazit
Der Arbeitskampf bei der Bahn zeigt, wir befinden uns
mitten im institutionellen Wandel. Die Zeit der großen Kol-
lektive ist vorbei. Die Interessen wirtschaftlicher Akteure
sind heterogener. Das gilt für Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer. Passgenauere Lösungen sind notwendig. Großge-
werkschaften und Multi-Arbeitgeberverbänden gelingt es
immer weniger, unterschiedliche Interessen unter einen Hut
zu bringen. Kleinere Berufsgruppen, wie die Lokführer, füh-
len sich nicht mehr gut von den Großgewerkschaften tre-
ten. Das gilt auch für immer mehr kleinere und mittlere
Unternehmen. Beide nehmen ihre Geschicke in die eige-
nen Hände. Der institutionelle Wandel der Interessenver-
tretungen zeigt, die Institutionen passen sich der veränder-
ten Realität an. Das ist ein gutes Zeichen, auch wenn der
Wandel mitunter schmerzhaft ist. 
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